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8749 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Justizausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 27. Juni 2012 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem ein Bundesgesetz zur Sicherung der Transparenz bei der Wahrnehmung politischer 
und wirtschaftlicher Interessen (Lobbying- und Interessenvertretungs-Transparenz-
Gesetz – LobbyG) erlassen und das Gerichtsgebührengesetz geändert wird 

Der vorliegende Beschluss des Nationalrates soll für klare Verhältnisse in legislativen und exekutiven 
Entscheidungsprozessen sorgen. Dazu sieht er die Einrichtung eines Registers, bestimmte 
Mindestanforderungen für die Ausübung solcher Tätigkeiten, eine Unvereinbarkeitsbestimmung für 
Funktionsträger der Gebietskörperschaften und Gemeindeverbände sowie Sanktionen und Rechtsfolgen 
bei Verletzung dieser Regeln vor. 
Der Anwendungsbereich der ins Auge gefassten Regelungen reicht sachlich weit, es sind grundsätzlich 
alle Kontakte mit Funktionsträgern des Bundes, der Länder, der Gemeinden und der Gemeindeverbände 
mit dem Zweck der Einflussnahme auf deren Entscheidungen erfasst. Bei einem derart umfassenden 
Ansatz müssen aus sachlichen Gründen einige Ausnahmen gemacht werden, sei es für bestimmte 
Rechtsträger, sei es für bestimmte Tätigkeiten. Im Fokus des Beschlusses steht die Einflussnahme sowohl 
auf die Legislative als auch auf die „vollziehende Gewalt“ einschließlich der Privatwirtschaftsverwaltung 
und der öffentlichen Auftragsvergabe. Das kann – im Unterschied zum Begutachtungsentwurf – auch die 
Tätigkeit der Gerichtsbarkeit umfassen, wenn dort Lobbying betrieben wird. 
Dieser Beschluss des Nationalrates ist ein Fall des Artikel 44 Absatz 2 B-VG und bedarf daher der in 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder und einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen zu erteilenden Zustimmung des Bundesrates. 
 
Der Justizausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
28. Juni 2012 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Christian Füller. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Christian Füller gewählt. 

Der Justizausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 28. Juni 2012 mit Stimmeneinhelligkeit den 
Antrag, 
1. gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, 
2. dem vorliegenden Beschluss des Nationalrates gemäß Artikel 44 Absatz 2 B-VG die verfassungs-

mäßige Zustimmung zu erteilen.  

Wien, 2012 06 28 

 Christian Füller Monika Kemperle 
 Berichterstatter Vorsitzende 
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